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Glaubt man den derzeitigen Prognosen, ist es sehr wahrscheinlich, dass wir auf eine globale
Rezession zusteuern. Derzeit befinden wir uns bereits in einer globalen Hochinflationsphase, die laut
einer Studie von Economic Experts Survey (EES) mit internationalen Wirtschaftsexpert:innen bis
2026 anhalten könnte. Sie gehen in diesem Jahr von einer globalen Inflationsrate von rund 8 % aus
und von immer noch knapp 5 % im Jahr 2026.

Allerdings gibt es hier sehr große Unterschiede. Die höchsten Inflationsraten weltweit mit deutlich
über 20 % werden in diesem Jahr in Nord- und Ostafrika, Teilen Asiens und Südamerika erwartet.
Europa und Nordamerika haben durchschnittlich mit rund 10 % Inflationsrate zu kämpfen. Für keine
einzige Region wird eine Inflation unter 5 % prognostiziert. Vor allem in Halbkolonien und
Schwellenländern zeichnen sich massive soziale Angriffen, politische Instabilität und
Fluchtbewegungen ab.

Die massiven Preissteigerungen, in erster Linie für Lebensmittel und Energie, treffen die
Lohnabhängigen weltweit am stärksten. So sind vor allem rohstoffarme Länder, welche auf Importe
angewiesen sind, aufgrund der gestiegenen Weltmarktpreise besonders gebeutelt.

In der Türkei stiegen im August die Preise bereits um mehr als 80 %, aber auch dreistellige
Preissteigerungen wie beispielsweise im Sudan mit rund 200 % sind nicht selten. Venezuela steht
mit einer Verteuerung von 114 % an der Spitze Lateinamerikas.

Bereits jetzt wird zudem vor vermehrten Hungersnöten gewarnt, zum einen aufgrund der massiven
Verteuerung, nicht zuletzt durch den derzeitigen Ukrainekrieg, aber auch durch zunehmende
globale Klimakatastrophen und Probleme bei der Düngemittelproduktion, welche ebenfalls große
Gasmengen benötigt.

Weitere Sorgen bereiten die zunehmende Verschuldung vieler Halbkolonien und Schwellenländer
und nach wie vor anhaltende wirtschaftliche Auswirkungen der Coronapandemie. So gehen
Schätzungen (UN-Woman) davon aus, dass im Zuge der derzeit herrschenden Lage über 71
Millionen Einwohner:innen aus Halbkolonien in die Armut gestürzt sind. Die Auswirkungen werden
verheerender als während der Corona-Pandemie eingeschätzt.

Frauen besonders stark betroffen – wieder

Frauen sind auch diesmal, vergleichbar mit der Coronapandemie, wieder auf vielfältige Weise
überdurchschnittlich von den Krisenfolgen betroffen.

Zum einen tragen Frauen häufig eine deutlich erhöhte finanzielle Belastung, da sie aufgrund
traditioneller Geschlechternormen den größten Teil der Haus- und Sorgearbeit übernehmen und
zudem in Krisenzeiten überproportional häufig aus dem Arbeitsmarkt gedrängt werden. Hinzu
kommt eine anhaltende Lohnungleichheit sowie meist eine untergeordnete Stellung von Frauen auf
dem Arbeitsmarkt und ein schlechterer Zugang zu Land und anderen Ressourcen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die deutliche Vergrößerung der weltweiten Kluft zwischen den
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Geschlechtern in Bezug auf die Ernährungsunsicherheit. Häufig werden Frauen gezwungen, die
eigene Nahrungsaufnahme zugunsten anderer (männlicher) Familienmitglieder zu reduzieren.

Darüber hinaus zeigt sich ein alarmierender Anstieg geschlechtsspezifischer Gewalt weltweit.
Aufgrund der sich verschlechternden Lebensbedingungen und gestiegener Lebenshaltungskosten
sehen sich viele Frauen zu Sex zum Zweck der Nahrungsmittelbeschaffung gezwungen, sexuelle
Ausbeutung, Menschenhandel sowie Zwangsverheiratungen haben in diesem Kontext rapide
zugenommen.

Doch warum tritt dies in nahezu allen Krisensituationen auf?

Die Hauptursache für Gewalt gegenüber Frauen und die nach wie vor herrschende gesellschaftliche
und kulturelle Unterdrückung ist nach marxistischer Analyse in der Stellung von Frauen innerhalb
der kapitalistischen Produktionsweise zu suchen, welche sich im Durchschnitt deutlich von denen
der Männer unterscheidet.

Innerhalb des Kapitalismus herrscht eine Trennung zwischen gesellschaftlicher Produktion und
privater Reproduktionsarbeit. Letztere wird fast vollständig von Frauen übernommen, wohingegen
Männer in der Regel die gesellschaftliche Produktion, Quelle des Mehrwerts für die Kapitalist:innen,
verrichten. Die Folge dessen ist ein weitaus schlechterer Zugang zum Arbeitsmarkt für Frauen. Sie
sind zudem weitaus häufiger in Teilzeit, im Niedriglohn- oder informellen Sektor beschäftigt als
Männer und so häufig auch ökonomisch vom Ehemann bzw. Partner abhängig.

Hinzu kommen kulturell und gesellschaftlich etablierte Rollenbilder aufgrund der beschriebenen
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. Dies alles trägt zu einer beständigen Reproduktion stereo-
typischer Verhaltensweisen und einer sich in Krisenzeiten zuspitzenden Frauenunterdrückung bei.

Wie dagegen kämpfen?

Um die angesprochenen Ursachen zu beseitigen, muss der Kampf gegen sexualisierte und
körperliche Gewalt gegenüber Frauen und Mädchen mit dem gegen den Kapitalismus und mit der
allgemeinen Klassenfrage verbunden werden – denn diese dominiert schließlich über alle anderen
Unterdrückungsformen.

Es sind auch die Frauen der Kapitalist:innenklasse, die von der Krise profitieren. In ihnen finden wir
keine Verbündeten, aber es sind die armen Bäuerinnen, Arbeiterinnen und Frauen der
Arbeiter:innenklasse aller Länder, ohne die der Kampf gegen Inflation und Krise für die Klasse nicht
gewonnen werden kann!

Lasst uns gemeinsam für soziale und klassenspezifische Forderungen
eintreten!

Wir fordern den organisierten Aufbau von Selbstverteidigungsstrukturen von Frauen, damit sie sich
gegenseitig vor sexualisierten und gewalttätigen Angriffen schützen und diese abwehren können.
Dies sollte gemeinsam mit anderen unterdrückten Gruppen und mit Unterstützung der gesamten
Arbeiter:innenklasse und ihren Organisationen, wie beispielsweise Gewerkschaften, realisiert
werden. Darüber hinaus müssen weltweit die Anzahl an Schutzräumen und Beratungsstellen für
betroffene Frauen erhöht und die Verwaltung unter deren Kontrolle gestellt werden.

Außerdem fordern wir die ökonomische Unabhängigkeit von Frauen unter Beendigung der
geschlechtlichen Arbeitsteilung. Wir kämpfen für eine sofortige Angleichung der Löhne von Frauen
und ein festes Mindesteinkommen für die gesamte Arbeiter:innenklasse, welches an die Inflation



angepasst wird und eine sichere Existenz auch im Alter ermöglicht. Da Frauen häufig im
sogenannten Niedriglohn- oder informellen Sektor beschäftigt sind, müssen wir dort für eine
generelle Anhebung der Gehälter und Einführung gesetzlicher Rahmenbedingungen,
Arbeitsverträge und Sozialleistungen wie Mutterschafts- und Krankengeld, eintreten.

Um dies alles und die gesellschaftliche und politische Beteiligung von Frauen zu erreichen, müssen
wir zudem international für eine Vergesellschaftung der Haus- und Sorgearbeit kämpfen. Die Frauen
könnten dadurch von der doppelten Belastung durch unbezahlte Care- und erforderlicher Lohnarbeit
befreit und die Hausarbeit gesamtgesellschaftlich organisiert werden. Realisiert werden könnte dies
durch die Einrichtung öffentlicher und kostenloser Kantinen und Wäschereien, einen massiven
Ausbau von Betreuungsmöglichkeiten für Kinder und andere Familienangehörigen sowie von
Bildungs- und Jugendeinrichtungen.


